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Vorschriften mitzuwirken und sich an entsprechenden Vereinbarungen zu
beteiligen.
(2) 1 Die Landesverbände der Pflegekassen sowie der Medizinische Dienst

und der Prüfdienst des Verbandes der privaten Krankenversicherung e.V.
können mit den nach heimrechtlichen Vorschriften zuständigen Aufsichts-
behörden oder den obersten Landesbehörden ein Modellvorhaben verein-
baren, das darauf zielt, eine abgestimmte Vorgehensweise bei der Prüfung der
Qualität von Pflegeeinrichtungen nach diesem Buch und nach heimrecht-
lichen Vorschriften zu erarbeiten. 2 Von den Richtlinien nach § 114 a Ab-
satz 7 und den nach § 115 Absatz 1 a bundesweit getroffenen Vereinbarungen
kann dabei für die Zwecke und die Dauer des Modellvorhabens abgewichen
werden. 3 Die Verantwortung der Pflegekassen und ihrer Verbände für die
inhaltliche Bestimmung, Sicherung und Prüfung der Pflege-, Versorgungs-
und Betreuungsqualität nach diesem Buch kann durch eine Zusammenarbeit
mit den nach heimrechtlichen Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörden
oder den obersten Landesbehörden weder eingeschränkt noch erweitert wer-
den.
(3) 1 Zur Verwirklichung der engen Zusammenarbeit sind die Landesver-

bände der Pflegekassen sowie der Medizinische Dienst der Krankenversiche-
rung und der Prüfdienst des Verbandes der privaten Krankenversicherung e.V.
berechtigt und auf Anforderung verpflichtet, der nach heimrechtlichen Vor-
schriften zuständigen Aufsichtsbehörde die ihnen nach diesem Buch zugäng-
lichen Daten über die Pflegeeinrichtungen, insbesondere über die Zahl und
Art der Pflegeplätze und der betreuten Personen (Belegung), über die per-
sonelle und sächliche Ausstattung sowie über die Leistungen und Vergütun-
gen der Pflegeeinrichtungen, mitzuteilen. 2 Personenbezogene Daten sind vor
der Datenübermittlung zu anonymisieren.
(4) 1 Erkenntnisse aus der Prüfung von Pflegeeinrichtungen sind vom Me-

dizinischen Dienst der Krankenversicherung, dem Prüfdienst des Verbandes
der privaten Krankenversicherung e.V. oder von den sonstigen Sachverständi-
gen oder Stellen, die Qualitätsprüfungen nach diesem Buch durchführen,
unverzüglich der nach heimrechtlichen Vorschriften zuständigen Aufsichts-
behörde mitzuteilen, soweit sie zur Vorbereitung und Durchführung von
aufsichtsrechtlichen Maßnahmen nach den heimrechtlichen Vorschriften er-
forderlich sind. 2 § 115 Abs. 1 Satz 1 bleibt hiervon unberührt.
(5) 1 Die Pflegekassen und ihre Verbände sowie der Medizinische Dienst

der Krankenversicherung und der Prüfdienst des Verbandes der privaten
Krankenversicherung e.V. tragen die ihnen durch die Zusammenarbeit mit
den nach heimrechtlichen Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörden ent-
stehenden Kosten. 2 Eine Beteiligung an den Kosten der nach heimrecht-
lichen Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörden oder anderer von nach
heimrechtlichen Vorschriften zuständigen Aufsichtsbehörde beteiligter Stellen
oder Gremien ist unzulässig.
(6) 1 Durch Anordnungen der nach heimrechtlichen Vorschriften zuständi-

gen Aufsichtsbehörde bedingte Mehr- oder Minderkosten sind, soweit sie
dem Grunde nach vergütungsfähig im Sinne des § 82 Abs. 1 sind, in der
nächstmöglichen Pflegesatzvereinbarung zu berücksichtigen. 2 Der Wider-
spruch oder die Klage einer Vertragspartei oder eines Beteiligten nach § 85
Abs. 2 gegen die Anordnung hat keine aufschiebende Wirkung.

11. Kapitel. Qualitätssich., Sonst. Regelungen § 117 SGB XI 1
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§ 118 Beteiligung von Interessenvertretungen, Verordnungsermäch-
tigung. (1) 1 Bei Erarbeitung oder Änderung
1. der in § 17 Absatz 1, den §§ 18 b, 114 a Absatz 7 und § 115 a Absatz 3 bis
5 vorgesehenen Richtlinien des Spitzenverbandes Bund der Pflegekassen
sowie

2. der Vereinbarungen und Beschlüsse nach § 37 Absatz 5 in der ab dem
1. Januar 2017 geltenden Fassung, den §§ 113, 113 a, 115 Absatz 1 a sowie
§ 115 a Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 durch den Qualitätsausschuss nach
§ 113 b sowie der Vereinbarungen und Beschlüsse nach § 113 c und der
Vereinbarungen nach § 115 a Absatz 1 Satz 1

wirken die auf Bundesebene maßgeblichen Organisationen für die Wahr-
nehmung der Interessen und der Selbsthilfe pflegebedürftiger und behinderter
Menschen nach Maßgabe der Verordnung nach Absatz 2 beratend mit. 2 Das
Mitberatungsrecht beinhaltet auch das Recht zur Anwesenheit bei Beschluss-
fassungen. 3 Bei den durch den Qualitätsausschuss nach § 113 b zu treffenden
Entscheidungen erhalten diese Organisationen das Recht, Anträge zu stellen.
4 Der Qualitätsausschuss nach § 113 b hat über solche Anträge in der nächsten
Sitzung zu beraten. 5Wenn über einen Antrag nicht entschieden werden
kann, soll in der Sitzung das Verfahren hinsichtlich der weiteren Beratung
und Entscheidung festgelegt werden. 6 Ehrenamtlich Tätige, die von den auf
Bundesebene maßgeblichen Organisationen nach Maßgabe einer auf Grund
des Absatzes 2 erlassenen Verordnung in die Gremien des Qualitätsausschusses
nach § 113 b entsandt werden, damit sie dort die in den Sätzen 1 und 3
genannten Rechte dieser Organisationen wahrnehmen, haben Anspruch auf
Erstattung der Reisekosten, die ihnen durch die Entsendung entstanden sind.
7 Das Nähere zur Erstattung der Reisekosten regeln die Vereinbarungspartner
in der Geschäftsordnung nach § 113 b Absatz 7.
(2) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch

Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten festzulegen
für
1. die Voraussetzungen der Anerkennung der für die Wahrnehmung der
Interessen und der Selbsthilfe der pflegebedürftigen und behinderten Men-
schen maßgeblichen Organisationen auf Bundesebene, insbesondere zu den
Erfordernissen an die Organisationsform und die Offenlegung der Finan-
zierung, sowie

2. das Verfahren der Beteiligung.

§ 119 Verträge mit Pflegeheimen außerhalb des Anwendungs-
bereichs des Wohn- und Betreuungsvertragsgesetzes. Für den Vertrag
zwischen dem Träger einer zugelassenen stationären Pflegeeinrichtung, auf
die das Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz keine Anwendung findet, und
dem pflegebedürftigen Bewohner gelten die Vorschriften über die Verträge
nach dem Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz entsprechend.

§ 120 Pflegevertrag bei häuslicher Pflege. (1) 1 Bei häuslicher Pflege
übernimmt der zugelassene Pflegedienst spätestens mit Beginn des ersten
Pflegeeinsatzes auch gegenüber dem Pflegebedürftigen die Verpflichtung,
diesen nach Art und Schwere seiner Pflegebedürftigkeit, entsprechend den
von ihm in Anspruch genommenen Leistungen der häuslichen Pflegehilfe im

1 SGB XI §§ 118–120 11. Buch. Soziale Pflegeversicherung
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Sinne des § 36 zu versorgen (Pflegevertrag). 2 Bei jeder wesentlichen Ver-
änderung des Zustandes des Pflegebedürftigen hat der Pflegedienst dies der
zuständigen Pflegekasse unverzüglich mitzuteilen.
(2) 1 Der Pflegedienst hat nach Aufforderung der zuständigen Pflegekasse

unverzüglich eine Ausfertigung des Pflegevertrages auszuhändigen. 2 Der
Pflegevertrag kann von dem Pflegebedürftigen jederzeit ohne Einhaltung
einer Frist gekündigt werden.
(3) 1 In dem Pflegevertrag sind mindestens Art, Inhalt und Umfang der

Leistungen einschließlich der dafür mit den Kostenträgern nach § 89 ver-
einbarten Vergütungen für jede Leistung oder jeden Leistungskomplex ge-
sondert zu beschreiben. 2 Der Pflegedienst hat den Pflegebedürftigen vor Ver-
tragsschluss und bei jeder wesentlichen Veränderung in der Regel schriftlich
über die voraussichtlichen Kosten zu unterrichten.
(4) 1 Der Anspruch des Pflegedienstes auf Vergütung seiner Leistungen der

häuslichen Pflegehilfe im Sinne des § 36 ist unmittelbar gegen die zuständige
Pflegekasse zu richten. 2 Soweit die von dem Pflegebedürftigen abgerufenen
Leistungen nach Satz 1 den von der Pflegekasse mit Bescheid festgelegten und
von ihr zu zahlenden leistungsrechtlichen Höchstbetrag überschreiten, darf
der Pflegedienst dem Pflegebedürftigen für die zusätzlich abgerufenen Leis-
tungen keine höhere als die nach § 89 vereinbarte Vergütung berechnen.

Zwölftes Kapitel. Bußgeldvorschrift

§ 121 Bußgeldvorschrift. (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder leichtfertig
1. der Verpflichtung zum Abschluß oder zur Aufrechterhaltung des privaten
Pflegeversicherungsvertrages nach § 23 Abs. 1 Satz 1 und 2 oder § 23
Abs. 4 oder der Verpflichtung zur Aufrechterhaltung des privaten Pflege-
versicherungsvertrages nach § 22 Abs. 1 Satz 2 nicht nachkommt,

2. entgegen § 50 Abs. 1 Satz 1, § 51 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 51 Abs. 3 oder
entgegen Artikel 42 Abs. 4 Satz 1 oder 2 des Pflege-Versicherungsgeset-
zes1) eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig erstattet,

3. entgegen § 50 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder entgegen § 50 Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 eine Änderung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig mitteilt,

4. entgegen § 50 Abs. 3 Satz 2 die erforderlichen Unterlagen nicht, nicht
vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

5. entgegen Artikel 42 Abs. 1 Satz 3 des Pflege-Versicherungsgesetzes den
Leistungsumfang seines privaten Versicherungsvertrages nicht oder nicht
rechtzeitig anpaßt,

6. mit der Entrichtung von sechs Monatsprämien zur privaten Pflegeversiche-
rung in Verzug gerät,

12. Kapitel. Bußgeldvorschrift § 121 SGB XI 1
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7. entgegen § 128 Absatz 1 Satz 4 die dort genannten Daten nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2 500 Euro

geahndet werden.
(3) Für die von privaten Versicherungsunternehmen begangenen Ord-

nungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 2 und 7 ist das Bundesversiche-
rungsamt die Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten.
(4) 1 Die für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten nach

Absatz 1 Nummer 1 und 6 zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten kann die zur Ermittlung des Sachverhalts erforderlichen Aus-
künfte, auch elektronisch und als elektronisches Dokument, bei den nach
§ 51 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 Meldepflichtigen einholen. 2 Diese
sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken. 3 Sie sollen insbesonde-
re ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel angeben. 4 Eine weitergehen-
de Pflicht, bei der Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere
eine Pflicht zum persönlichen Erscheinen oder zur Aussage, besteht nur,
soweit sie durch Rechtsvorschrift besonders vorgesehen ist.

§ 122 (aufgehoben)

Dreizehntes Kapitel. Befristete Modellvorhaben

§ 123 Durchführung der Modellvorhaben zur kommunalen Bera-
tung Pflegebedürftiger und ihrer Angehörigen, Verordnungsermäch-
tigung. (1) 1 Die für die Hilfe zur Pflege zuständigen Träger der Sozialhilfe
nach dem Zwölften Buch1) können Modellvorhaben zur Beratung von Pfle-
gebedürftigen und deren Angehörigen für ihren Zuständigkeitsbereich bei
der zuständigen obersten Landesbehörde beantragen, sofern dies nach Maß-
gabe landesrechtlicher Vorschriften vorgesehen ist. 2 Ist als überörtlicher Trä-
ger für die Hilfe zur Pflege durch landesrechtliche Vorschriften das Land
bestimmt, können die örtlichen Träger der Sozialhilfe, die im Auftrag des
Landes die Hilfe zur Pflege durchführen, Modellvorhaben nach Satz 1 be-
antragen. 3 Sofern sich die Zuständigkeit des jeweiligen Trägers der Sozialhilfe
nach dem Zwölften Buch1) auf mehrere Kreise erstreckt, soll sich das Modell-
vorhaben auf einen Kreis oder eine kreisfreie Stadt beschränken. 4 Für Stadt-
staaten, die nur aus einer kreisfreien Stadt bestehen, ist das Modellvorhaben
auf jeweils einen Stadtbezirk zu beschränken. 5 Die Modellvorhaben umfassen
insbesondere die Übernahme folgender Aufgaben durch eigene Beratungs-
stellen:
1. die Pflegeberatung nach den §§ 7 a bis 7 c,
2. die Beratung in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 Absatz 3 und
3. Pflegekurse nach § 45.
6 Die §§ 7 a bis 7 c, § 17 Absatz 1 a, § 37 Absatz 3 Satz 1, 2, 3, 6 erster
Halbsatz, Satz 7 und Absatz 4 sowie § 45 gelten entsprechend. 7 In den

1 SGB XI §§ 122, 123 11. Buch. Soziale Pflegeversicherung
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Modellvorhaben ist eine Zusammenarbeit bei der Beratung nach Satz 5
Nummer 1 und 2 insbesondere mit der Beratung zu Leistungen der Alten-
hilfe, der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch1) und der Eingliederungs-
hilfe nach dem Neunten Buch sowie mit der Beratung zu Leistungen des
öffentlichen Gesundheitsdienstes, zur rechtlichen Betreuung, zu behinderten-
gerechten Wohnangeboten, zum öffentlichen Nahverkehr und zur Förderung
des bürgerschaftlichen Engagements sicherzustellen.
(2) 1 Dem Antrag nach Absatz 1 ist ein Konzept beizufügen, wie die Auf-

gaben durch die Beratungsstellen wahrgenommen werden und mit welchen
eigenen sächlichen, personellen und finanziellen Mitteln die Beratungsstellen
ausgestattet werden. 2 Eine Zusammenarbeit mit den privaten Versicherungs-
unternehmen, die die private Pflege-Pflichtversicherung durchführen, ist an-
zustreben und im Konzept nachzuweisen. 3 Das Nähere, insbesondere zu den
Anforderungen an die Beratungsstellen und an die Anträge nach Absatz 1
sowie zum Widerruf einer Genehmigung nach § 124 Absatz 2 Satz 1, ist bis
zum 31. Dezember 2018 durch landesrechtliche Vorschriften zu regeln.
(3) 1 Die zuständige oberste Landesbehörde kann höchstens so viele Mo-

dellvorhaben genehmigen, wie ihr nach dem Königsteiner Schlüssel, der für
das Jahr 2017 im Bundesanzeiger veröffentlicht ist, bei einer Gesamtzahl von
insgesamt 60 Modellvorhaben zustehen. 2 Der Antrag kann genehmigt wer-
den, wenn die Anforderungen nach den Absätzen 1 und 2 in Verbindung mit
den landesrechtlichen Vorgaben im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 erfüllt sind.
3 Den kommunalen Spitzenverbänden auf Landesebene und den Landesver-
bänden der Pflegekassen ist zu jedem Antrag vor der Genehmigung Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben. 4 Die Länder insgesamt sollen bei der
Genehmigung sicherstellen, dass die Hälfte aller bewilligten Modellvorhaben
durch Antragsteller nach Absatz 1 durchgeführt wird, die keine mehrjährigen
Erfahrungen in strukturierter Zusammenarbeit in der Beratung aufweisen.
5 Länder, die innerhalb der in Absatz 2 Satz 3 genannten Frist keine landes-
rechtlichen Regelungen getroffen haben oder die die ihnen zustehenden
Modellvorhaben nicht nutzen wollen, treten die ihnen zustehenden Modell-
vorhaben an andere Länder ab. 6 Die Verteilung der nicht in Anspruch
genommenen Modellvorhaben auf die anderen Länder wird von den Ländern
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Gesundheit bestimmt.
(4) 1 Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen beschließt nach Anhörung

der kommunalen Spitzenverbände sowie der auf Bundesebene maßgeblichen
Organisationen für die Wahrnehmung der Interessen und der Selbsthilfe der
pflegebedürftigen und behinderten Menschen und ihrer Angehörigen sowie
des Verbands der privaten Krankenversicherung e.V. 2 Empfehlungen über die
konkreten Voraussetzungen, Ziele, Inhalte und Durchführung der Modell-
vorhaben. 3 Die Empfehlungen sind bis zum 30. Juni 2017 vorzulegen und
bedürfen der Zustimmung des Bundesministeriums für Gesundheit und der
Länder. 4 Das Bundesministerium für Gesundheit trifft seine Entscheidung im
Benehmen mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend. 5 Zur Begleitung der Modellvorhaben eines Landes kann die oberste
Landesbehörde einen Beirat einrichten, der insbesondere aus den kommuna-
len Spitzenverbänden auf Landesebene und den Landesverbänden der Pflege-
kassen besteht. 6 Aufgaben des Beirates sind insbesondere, die oberste Landes-

13. Kapitel. Befristete Modellvorhaben § 123 SGB XI 1

1)Auszugsweise abgedruckt unter Nr. 9.
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behörde bei der Klärung fachlicher und verfahrensbezogener Fragen zu bera-
ten, sowie der Austausch der Mitglieder untereinander über die Unterstüt-
zung der Modellvorhaben in eigener Zuständigkeit.
(5) 1 Ist ein Antrag nach Absatz 3 Satz 2 genehmigt, trifft der Antragsteller

mit den Landesverbänden der Pflegekassen gemeinsam und einheitlich eine
Vereinbarung
1. zur Zusammenarbeit,
2. zur Einbeziehung bestehender Beratungs- und Kursangebote,
3. zu Nachweis- und Berichtspflichten gegenüber den Landesverbänden der
Pflegekassen,

4. zum Übergang der Beratungsaufgaben auf die Beratungsstellen nach Ab-
satz 1 Satz 5,

5. zur Haftung für Schäden, die den Pflegekassen durch fehlerhafte Beratung
entstehen, und

6. zur Beteiligung der Pflegekassen mit sächlichen, personellen und finanziel-
len Mitteln.

2 Der Beitrag der Pflegekassen nach Satz 1 Nummer 6 darf den Aufwand
nicht übersteigen, der entstehen würde, wenn sie die Aufgaben anstelle der
Antragsteller nach Absatz 1 im selben Umfang selbst erbringen würden.
3 Grundlage hierfür sind die bisherigen Ausgaben der Pflegekassen für die
Aufgabenerfüllung nach Absatz 1 Satz 5. 4 Die Landesregierungen werden
ermächtigt, Schiedsstellen entsprechend § 7 c Absatz 7 Satz 1 bis 4 einzurich-
ten und eine Rechtsverordnung entsprechend § 7 c Absatz 7 Satz 5 zu erlas-
sen. 5 Abweichend von Satz 4 können die Parteien der Vereinbarung nach
Satz 1 einvernehmlich eine unparteiische Schiedsperson und zwei unpar-
teiische Mitglieder bestellen, die den Inhalt der Vereinbarung nach Satz 1
innerhalb von sechs Wochen nach ihrer Bestellung festlegen. 6 Die Kosten des
Schiedsverfahrens tragen die Parteien der Vereinbarung zu gleichen Teilen.
7 Kommt eine Einigung der Landesverbände der Pflegekassen untereinander
nicht zustande, erfolgt die Beschlussfassung durch die Mehrheit der in § 52
Absatz 1 Satz 1 genannten Stellen.
(6) 1Mit dem Inkrafttreten der Vereinbarung nach Absatz 5 Satz 1 geht die

Verantwortung für die Pflegeberatung nach den §§ 7 a bis 7 c und für die
Beratung in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 Absatz 3 von anspruchs-
berechtigten Pflegebedürftigen mit Wohnort im Bereich der örtlichen Zu-
ständigkeit der Beratungsstelle und von deren Angehörigen sowie für die
Pflegekurse nach § 45 auf den Antragsteller nach Absatz 1 über. 2 Die Antrag-
steller können sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben Dritter bedienen. 3 Die
Erfüllung der Aufgaben durch Dritte ist im Konzept nach Absatz 2 darzule-
gen. 4 Sofern sie sich für die Beratung in der eigenen Häuslichkeit nach § 37
Absatz 3 Dritter bedienen, ist die Leistungserbringung allen in § 37 Absatz 3
Satz 1 und Absatz 8 genannten Einrichtungen zu ermöglichen.
(7) 1Während der Durchführung des Modellvorhabens weist der Antrag-

steller gegenüber der obersten Landesbehörde und den am Vertrag beteiligten
Landesverbänden der Pflegekassen die Höhe der eingebrachten sächlichen
und personellen Mittel je Haushaltsjahr nach. 2 Diese Mittel dürfen die durch-
schnittlich aufgewendeten Verwaltungsausgaben für die Hilfe zur Pflege und
die Eingliederungshilfe bezogen auf den einzelnen Empfänger und für die

1 SGB XI § 123 11. Buch. Soziale Pflegeversicherung
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Altenhilfe bezogen auf alte Menschen im Haushaltsjahr vor Beginn des
Modellvorhabens nicht unterschreiten. 3 Die Mittel sind auf der Grundlage
der Haushaltsaufstellung im Konzept nach Absatz 2 Satz 1 nachzuweisen.

§ 124 Befristung, Widerruf und Begleitung der Modellvorhaben zur
kommunalen Beratung; Beirat. (1) 1 Anträge zur Durchführung von Mo-
dellvorhaben können bis zum 31. Dezember 2019 gestellt werden. 2Modell-
vorhaben nach diesem Kapitel sind auf fünf Jahre zu befristen.
(2) 1 Die Genehmigung zur Durchführung eines Modellvorhabens ist zu

widerrufen, wenn die in § 123 Absatz 1 Satz 5 genannten Aufgaben oder die
nach § 123 Absatz 5 Satz 1 vereinbarten oder die in § 123 Absatz 5 Satz 2
oder Absatz 7 festgelegten Anforderungen nicht oder nicht in vollem Umfang
erfüllt werden. 2 Eine Klage gegen den Widerruf hat keine aufschiebende
Wirkung. 3 Die zuständige oberste Landesbehörde überprüft die Erfüllung der
Aufgaben nach § 123 Absatz 1 anhand der wissenschaftlichen Begleitung und
Auswertung nach Absatz 3 zum Abschluss des jeweiligen Haushaltsjahres.
4 Sie überprüft die Erfüllung der Anforderungen nach § 123 Absatz 7 anhand
der jeweiligen Haushaltspläne.
(3) 1 Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen und die für die Modell-

vorhaben nach § 123 Absatz 1 Satz 1 zuständigen obersten Landesbehörden
veranlassen gemeinsam im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Gesundheit und im Benehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden eine
wissenschaftliche Begleitung und Auswertung aller Modellvorhaben durch
unabhängige Sachverständige. 2 Die Auswertung erfolgt nach allgemein an-
erkannten wissenschaftlichen Standards hinsichtlich der Wirksamkeit, Quali-
tät und Kosten der Beratung im Vergleich zur Beratung vor Beginn des
jeweiligen Modellvorhabens und außerhalb der Modellvorhaben. 3 Die Aus-
wertung schließt einen Vergleich mit den Beratungsangeboten der sozialen
Pflegeversicherung und der privaten Pflege-Pflichtversicherung jeweils au-
ßerhalb der Modellvorhaben ein. 4 Die unabhängigen Sachverständigen haben
einen Zwischenbericht und einen Abschlussbericht über die Ergebnisse der
Auswertungen zu erstellen. 5 Der Zwischenbericht ist spätestens am 31. De-
zember 2023 und der Abschlussbericht spätestens am 31. Juli 2026 zu ver-
öffentlichen. 6 Die Kosten der wissenschaftlichen Begleitung und der Aus-
wertung der Modellvorhaben tragen je zur Hälfte die für diese Modellvor-
haben zuständigen obersten Landesbehörden gemeinsam und der Spitzenver-
band Bund der Pflegekassen, dessen Beitrag aus Mitteln des Ausgleichsfonds
nach § 65 zu finanzieren ist.
(4) 1 Die nach Landesrecht zuständigen Stellen begleiten die Modellvor-

haben über die gesamte Laufzeit und sorgen für einen bundesweiten Aus-
tausch der Modellvorhaben untereinander unter Beteiligung der für die Be-
gleitung und Auswertung nach Absatz 3 zuständigen unabhängigen Sachver-
ständigen sowie des Spitzenverbandes Bund der Pflegekassen und der kom-
munalen Spitzenverbände. 2 Bei der Organisation und Durchführung des
Austausches können sich die nach Landesrecht zuständigen Stellen von den
unabhängigen Sachverständigen unterstützen lassen, die die wissenschaftliche
Begleitung und Auswertung nach Absatz 3 durchführen.
(5) 1 Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen richtet einen Beirat zur

Begleitung der Modellvorhaben im Einvernehmen mit dem Bundesministeri-
um für Gesundheit ein. 2 Der Beirat tagt mindestens zweimal jährlich und

13. Kapitel. Befristete Modellvorhaben § 124 SGB XI 1
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berät den Sachstand der Modellvorhaben. 3 Ihm gehören Vertreterinnen und
Vertreter der kommunalen Spitzenverbände, der Länder, der Pflegekassen, der
Wissenschaft, des Bundesministeriums für Gesundheit und des Bundesminis-
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend an.

§ 125 Modellvorhaben zur Erprobung von Leistungen der häusli-
chen Betreuung durch Betreuungsdienste. (1) 1 Der Spitzenverband
Bund der Pflegekassen kann in den Jahren 2013 und 2014 aus Mitteln des
Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung mit bis zu 5 Millionen Euro Modell-
vorhaben zur Erprobung von Leistungen der häuslichen Betreuung durch
Betreuungsdienste vereinbaren. 2 Dienste können als Betreuungsdienste Ver-
einbarungspartner werden, die insbesondere für demenziell erkrankte Pflege-
bedürftige dauerhaft häusliche Betreuung und hauswirtschaftliche Versorgung
erbringen.
(2) 1 Die Modellvorhaben sind darauf auszurichten, die Wirkungen des

Einsatzes von Betreuungsdiensten auf die pflegerische Versorgung umfassend
bezüglich Qualität, Wirtschaftlichkeit, Inhalt der erbrachten Leistungen und
Akzeptanz bei den Pflegebedürftigen zu untersuchen und sind auf längstens
drei Jahre zu befristen. 2 Für die Modellvorhaben ist eine wissenschaftliche
Begleitung und Auswertung vorzusehen. 3 Soweit im Rahmen der Modell-
vorhaben personenbezogene Daten benötigt werden, können diese mit Ein-
willigung des Pflegebedürftigen erhoben, verarbeitet und genutzt werden.
4 Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen bestimmt Ziele, Dauer, Inhalte
und Durchführung der Modellvorhaben. 5 Die Modellvorhaben sind mit dem
Bundesministerium für Gesundheit abzustimmen.
(3) 1 Auf die am Modell teilnehmenden Dienste sind die Vorschriften dieses

Buches für Pflegedienste entsprechend anzuwenden. 2 Anstelle der verant-
wortlichen Pflegefachkraft können sie eine entsprechend qualifizierte, fach-
lich geeignete und zuverlässige Kraft mit praktischer Berufserfahrung im
erlernten Beruf von zwei Jahren innerhalb der letzten acht Jahre als verant-
wortliche Kraft einsetzen; § 71 Absatz 3 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.
3 Die Zulassung der teilnehmenden Betreuungsdienste zur Versorgung bleibt
bis zu zwei Jahre nach dem Ende des Modellprogramms gültig.

Vierzehntes Kapitel. Zulagenförderung der privaten
Pflegevorsorge

§ 126 Zulageberechtigte. 1 Personen, die nach dem Dritten Kapitel in der
sozialen oder privaten Pflegeversicherung versichert sind (zulageberechtigte
Personen), haben bei Vorliegen einer auf ihren Namen lautenden privaten
Pflege-Zusatzversicherung unter den in § 127 Absatz 2 genannten Voraus-
setzungen Anspruch auf eine Pflegevorsorgezulage. 2 Davon ausgenommen
sind Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sowie
Personen, die vor Abschluss der privaten Pflege-Zusatzversicherung bereits
als Pflegebedürftige Leistungen nach dem Vierten Kapitel oder gleichwertige
Vertragsleistungen der privaten Pflege-Pflichtversicherung beziehen oder be-
zogen haben.

1 SGB XI §§ 125, 126 11. Buch. Soziale Pflegeversicherung


